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Dritter Abſchnitt .

Ueber beſondere Gedinge und Garantien , uͤber die Art der

Begebung und des Vollzugs der Anlehen , und die Formen
der Schuldverſchreibungen .

—

Von verſchiedenen Nebengedingen bei öffentlichen Darlehen .

Die gedenkbaren Bedingungen , welche bei dem Ab⸗

ſchluß eines Anlehens neben denjenigen , die zum Weſen der

Sache gehoͤren , verabredet werden koͤnnen , oder die von

den gewoͤhnlichen Stipulationen abweichen , ſind ſo mannig —

faltig , daß ſie eine erſchoͤpfende Eroͤrterung nicht zulaſſen .
Das Intereſſe der Einfachheit der Verwaltung erlaubt be —

ſonders groͤßeren Staaten nicht , von gewiſſen allgemeinen
geln abzuweichen , und man findet daher auch wenig

Beiſpiele von beſondern Clauſeln und Nebenbedingungen .
Wir beſchraͤnken uns darauf , einiger haͤufiger vorkommenden

Stipulationen , und der den Glaͤubigern bisweilen zum

Zwecke einer groͤßern Beruhigung gegebenen Zuſicherungen
und Garantien zu erwaͤhnen .

Zu jenen gehoͤren: Vortheile , die man den Glaͤubigern
in Beziehung auf den Anfangstermin des Zinſen - Genuſſes
zu gewaͤhren pflegt ; gewiſſe Befugniſſe , welche man ihnen

einraͤumt , um die Entwerthung der unaufkuͤndbaren Schuld —
ſcheine zu verhindern ; die Bedingung der Zahlung in ge⸗

wiſſen Muͤnzſorten und Beſtimmungen uͤber den Zahlungsort ,ule die Theilnahme auswaͤrtiger Kapitaliſten erleichtern ;
die Zuſicherung , daß die Renten der Staatsſchuld nicht
mit Abgaben belaſtet werden ſollen .

Unabhaͤngig von ſolchen , bei dem Abſchluß von Anlehen
eintretenden Zuſicherungen , trifft die poſitive Geſetzgebung
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zu Gunſten der oͤffentlichen Schuld uͤberhaupt bisweilen

beſondere Beſtimmungen , z. B. daß die Renten nicht mit

gerichtlichem Beſchlag belegt werden duͤrfen , daß ſie bei

Gruͤndung von Majoraten ſtatt Immobilien eingeſetzt wer —

den koͤnnen , und dergleichen .

Die Bewilligung eines der Darlegung des Kapitals vor —

hergehenden Zinſengenuſſes kommt , ihrer Wirkung nach ,

einem Abzug an dem Kapitale gleich . Wenn ein Nominal —

kapital zu 80 verkauft wird , dem Glaͤubiger die Rente
5

von 5 , ſechs Monate vor der Einzahlung zu laufen

anfaͤngt , und die Haͤlfte dieſer Rente zur Zeit der Kapi —

talienzahlung faͤllig iſt ; ſo hat derſelbe effectiv das Nominal⸗

kapital nur fuͤr 77 / uͤbernommen

Als ein Mittel , der Entwerthung der Staatsſchuldſcheine

entgegen zu wirken , wurde bisweilen in Staaten , die einen

Theil der Domaͤnen der Verminderung der Staatsſchulden

zu widmen beſchloſſen , die Annahme der Schuldbriefe

an Zahlungsſtatt nach ihrem Nennwerthe betrachtet .

Eine ſolche Maaßregel vermag den Einfluß , den die Ver —

wendung jener Hilfsmittel zur Verminderung der oͤffentlichen

Schuld uͤberhaupt auszuuͤben geeignet erſcheint , nicht zu

verſtaͤrken

Die Concurrenz beſtimmt den Werth der ausgebotenen

Domaͤnen , und in der Wirkung iſt es ganz gleichguͤltig ,

ob man den baaren Erloͤs zum Ankauf von Schuldſcheinen

verwendet , oder dieſelben an Zahlungsſtatt annimmt . Zum

gleichen Zweck pflegt man noch andere Maaßregeln zu ergreifen ,

z. B. die Staatsſchuldſcheine bei Cautionsleiſtungen der Beam⸗

ten anzunehmen . Durch Erhebung von Cautionen gelangt man

in den Beſitz eines Kapitals , deſſen Glaͤubiger wechſeln ,

waͤhrend der Betrag im Ganzen unveraͤndert bleibt ; ob der

Staat daſſelbe aber in dieſer oder jener Form ſchuldig wird ,

iſt eben ſo im Weſentlichen gleichguͤltig. Die einzige Wirkung
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iſt , daß er bei dem Sinken des Werths der Schuldſcheine

ſich effectiv mit einer maͤßigern Caution begnuͤgt .
Wichtiger iſt die genauere Beſtimmung der Zahlun gs⸗

mittel . Zwar ſetzt man bei Darlehen immer voraus ,

daß die im Rechnungsgelde ausgedruͤckten Geldverbindlich —

keiten nicht durch eine Veraͤnderung im Muͤnzfuße , oder durch
Verfuͤgungen uͤber die geſetzlichen Zahlungsmittel vermindert

werden . Jede ſolche Maaßregel iſt , wie wir geſehen , eine

wirkliche Verletzung der Rechte der Glaͤubiger und das

Grab des oͤffentlichen wie des Privateredits .
Man kann der Vorſicht , die ſich gegen ſolche Maaßregeln

zu ſchuͤtzen ſucht , entgegen halten , daß eine Regierung ,
welche der aus der Natur der Sache fließenden , ſtill —

ſchweigend uͤbernommenen Verbindlichkeit zu fehlen vermag ,

auch durch eine ausdruͤcklich gegebene Zuſicherung ſich nicht

gebunden fuͤhlen wird . Dieß iſt vollkommen richtig , wenn

es ſich von ploͤtzlichen und bedeutenden Veraͤnderungen
handelt , die das Reſultat eines Zuſtandes ſind , in welchem

die Regierung , in Gefolge auſſerordentlicher Ereigniſſe , die

Kraft verloren hat , ihren Verbindlichkeiten in vollem Maaße

zu genuͤgen , und das Geſtaͤndniß dieſer Lage abzulegen ,
vermeiden will .

Allein jene ausdruͤckliche Zuſicherung iſt dann doch ein

Damm gegen die erſten Schritte , die oft unwillkuͤhrlich
und unvermerkbar zu weitern fuͤhren , ſo wie auch gegen

ganz maͤßige Muͤnzverſchlechterungen , die man , ihrer Un⸗

bedeutenheit nach , unter die Anſicht einer bloßen Erhoͤhung
des Schlagſchatzes bringen kann , aber immerhin einen , ihrem

Betrage angemeſſenen Einfluß auf die Verhaͤltniſſe der

Glaͤubiger und Schuldner ausuͤben . Daß aber bei Tilgung
aͤlterer Verbindlichkeiten , die im Muͤnzfuße vorgegangenen

Veraͤnderungen unberuͤckſichtigt , und die Darlehensſumme

nach dem Nennwerthe der curſirenden Muͤnzen zu erſtatten
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ſey , haben manche poſitive Geſetzgebungen ausdruͤcklich

beſtimmt ) .

Obwohl nun die Loyalitaͤt der Regierungen und die Auf —

klaͤrung des Zeitalters eine beſſere Buͤrgſchaft gegen eine

Becintraͤchtigung der Glaͤubiger ſind , als Verſprechungen ;

ſo wird eine ausdruͤckliche Zuſicherung der Zahlung in

klingender Muͤnze nach einem beſtimmten Muͤnzfuße jeden —⸗

falls zur Beruhigung mancher Glaͤubiger dienen .

Die Bedingung , daß die Zinſen , und , im Falle der

Heimzahlung , auch das Kapital an einem auswärtigen

Platze , oder facultativ an einem ſolchen Platze , oder am

Sitze der Verwaltung der Schuld bezogen werden koͤnnen ,

erleichtert die Theilnahme auswaͤrtiger Kapitaliſten , es

kommen dabei aber verſchiedene Verhaͤltniſſe in Betrachtung ,

von welchen weiter unten die Rede ſeyn wird . Im eigenen

Lande kann den Glaͤubigern die Erhebung der Zinſen in

mehreren , von dem Sitz der Regierung entfernten Haupt —

plaͤtzen um ſo eher gegoͤnnt werden , da dadurch in der

Regel die Regierung die Transportkoſten von ihren Geldern

erſpart **) .

*)
Franz . Civilgeſetzbuch Art . 1895 .

aun) Solche Erleichterungen ſind mehr Gegenſtand adminiſtrativer

Verfügungen , als ausdrücklicher Anlehensbedingungen . So wird in

Frankreich den Staatsgläubigern , welche nicht in der Hauptſtadt

wohnen , auf ihr Verlangen , die Rente am Hauptorte des Departe —

ments von dem Generaleinnehmer ausbezahlt . Es ſteht ihnen auch

die Befugniß zu , ihre Schuldigkeit an directen Steuern gegen ihre

Jahresrenten zu compenſiren , oder die Compenſation zum Vortheil
eines dritten Steuerpflichtigen zu verlangen , beides ohne Discont —

berechnung für die verſchiedenen Rententermine und Steuerzieler

des nämlichen Jahres .

Der Rentenbeſitzer hat hierüber nur bei dem Generaleinnehmer

eines Departements ſeine Erklärung abzugeben , eine Ueberweiſungs —

urkunde , und jedes Jahr vor dem Verfalltermin der erſten Steuer —
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Daß die Kapitalien der oͤffentlichen Schuld , oder der

davon fallenden Renten , nicht ohne Verletzung der Gerech —

tigkeit beſondern Abgaben unterworfen werden koͤnnen ,
verſteht ſich von ſelbſt . Gegen eine allgemeine Steuer

von dargeliehenen Kapitalien ſchuͤtzt die Staats —⸗

glaͤubiger das eigene wohlverſtandene Intereſſe des Staates ,
der nicht leicht zu einer Maaßregel ſchreiten wird , welche

gerade diejenigen Kapitalien , die den Gegenſtand einer ,

fuͤr das Gedeihen der Production ſo wohlthaͤtigen Trans —⸗

action bilden ) , mit einer Laſt belegt , von der die uͤbrigen
Kapitalien befreit bleiben .

Wird alles Einkommen von Kapitalien in den Haͤnden ,

wo es ſich ſammelt ( etwa durch eine Einkommenstaxe ) , be —

ſteuert ; ſo koͤnnen dagegen die Bezuͤge der Staatsglaͤubiger

von einer ſolchen allgemeinen Auflage , nach den Grund —

rate eine Quittung auszuſtellen . Für den Ueberſchuß der Rente erhält

er Bons , die auf den Verfalltermin der Rente zahlbar ſind . Iſt die

Jahrsſteuer beträchtlicher , ſo hat er den Ueberſchuß baar zu erlegen .

Alles Uebrige , die Benachrichtigung der Steuerbehörden u. ſ. f. , be⸗

ſorgt der Generaleinnehmer , ſelbſt wenn die directen Steuern in

einem andern Departement zahlbar ſind .

*) Nämlich des Uebertrags der Kapitalien aus einer , zur produe —

tiven Verwendung minder geſchickten Hand in eine andere , welche

ſie beſſer zu benutzen verſteht . Werden nun die Kapitalien in

ihrer Verwendung ( durch directe Auflagen , Gewerbsſteuern u. ſ. f. ),

oder die Kapitalgewinnſte , auf irgend eine Weiſe ( durch Auf —

lagen , welche den Verzehrung des Einkommens treffen ꝛc. ), nach dem

beſtehenden allgemeinen Abgabenſyſtem beſteuert ; ſo finden ſich die

dargeliehenen Kapitalien , welche noch einer beſondern directen Ab—

gabe unterworfen ſind , doppelt belegt . Solche beſondere Abgaben

ſind nach dem Princip einer gerechten Beſteuerung verwerflich , wenn

man auch nicht nachzuweiſen vermöchte , daß ſie im Privatverkehr

gewöhnlich mehr oder weniger auf die Schuldner zurückfallen , und

daher die Lage einer Klaſſe verſchlimmern , die ſich ohnehin , in der

Regel , in mißlichen Verhältniſſen befindet .
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ſaͤtzen einer gerechten und gleichen Beſteuerung , nicht frei

bleiben .

Eine auf die Beſteuerung bezuͤgliche Bedingung kann

daher nur die Freiheit von Abgaben zum Gegenſtand haben ,

welche lediglich die Zinſen aus dargeliehenen Kapitalien

treffen wuͤrden .

In England enthielten die Parlamentsacten , welche neue

Stocks creirten , gewoͤhnlich die ausdruͤckliche Zuſicherung ,

daß die Zinſen frei von Taxen jeder Art bleiben ſollen .

Dieß verhinderte aber in der letzten Kriegsperiode die An —

lage einer Einkommenstaxe nicht , welche alles hoͤhere Ein⸗

kommen ohne Ruͤckſicht der Quelle traf , woraus es floß

Wie recht und billig , blieb aber das Eigenthum auswaͤrtiger

Glaͤubiger in den oͤffentlichen Fonds befreit .

U

Sicherheit durch Unterpfänder . Garantien .

Wie bei Privatanlehen , ſo kann auch bei oͤffentlichen

beſondere Sicherheit fuͤr die puͤnctliche Erfuͤllung der von

Schuldner uͤbernommenen Verbindlichkeiten gegeben werden .

Da aber der Staat zugleich Schuldner und der Garant

fuͤr die Handhabung des Rechts iſt ; ſo iſt es klar , daß

ſein einfaches Verſprechen den gleichen Werth hat , wie die ,

auf den Grundſaͤtzen des Privatrechts beruhenden Sicherheits —

leiſtung durch Conſtituirung von H ypotheken . Ein

Staatsbanquerott in den Formen eines civilrechtlichen Ver —

fahrens iſt in einem unabhaͤngigen Staate undenkbar , und

wo der Staat noch im Beſitz von Domaͤnen iſt , die er

zur Befriedigung der Glaͤubiger verwenden kann , wird

dieſelbe Gewiſſenhaftigkeit , welche den Hypothekar - Vertrag

in Erfuͤllung gehen laͤßt , auch ohne dieſen , die ihr zu

Gebot ſtehenden Mittel zur Befriedigung der Glaͤubiger

verwenden . Wo noch ein Reichthum von Domaͤnen vor⸗


	Seite 387
	Seite 388
	Seite 389
	Seite 390
	Seite 391
	Seite 392

